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1.Beiblatt ,Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 25. Juli 1956 

,Anfrag8 

de~ A'bseol'at\.i~ . .lt Q l' ll" Pr 0 b s t, Dr. Y 1 I a 0 11, Bol 0 u b e k, 

W i m'be '.:r , &3:" und Genossen 
an dio ~undes~egierung,t 

betretfend V'erl.etsung der :B~ndesverta.saUng. 

-.-.-
Der Vert~sst,lngsgerichtshof hat in seinet jüngsten Session drei 

Verordnungen des Bundesministers für Handel und wtederaut'bau DDDr. Illig 
als gesetzw1dr1g aufgehoben. 

Bundesminister DDDr. Illig hat diese Verordnungen erlassen,obwohl 
ihm,vermöge seiner Vorbildung hinreichend bekannt sein muß, daß mit dem 

Wesfal.l des Außenhandelsverkehrsgeeetzes dem Miu1steJ' die verfassungs-
mJrUgeGrundlage t\ir dia Erlassung von Verordnungen entzogen war, Ebenso 

mußte Herrn Bundesminister DDDr. Illig klar sein, daß man nicht inhaltlich 
gleiche Verordnungen nunmehr auf G,,-und·.e1n8s and.eren,Gesetzes erlassen 

kann, das in der Vergangenheit immer neben dem AUßenhandelsverkehrsgeeetz 

in Geltung gestand~:m war. 
Der Verfassungsger1chtsho'f nimmt zu diesem Verbal ten m1 t folgenden' 

Ausführungen in der Urte1lsbegründung Stellung: 
"Gewiß kBnnte der Begriff, Lenkung das Warenverkehrs mit Rohstot­
fen für sioh allein betraohtet, durchaus e.uch die Regelung des 
Außenhandels mit Rohstoffen umfassen. WOrtlaut und Entstehungsge­
sChict,te der Regelung laSSEm jedoch diese "uslegung nicht zu. 
Diese Jtinsloht aus dem Wortlaut des Gesetzes gewonnen, verstärkt 
sich durch die TatsaChe. daß der Außenhandelsverkehr und die Roh-. 
stottlenkung seinerzeit gleichzeitig durch zwei, em salben Tag, dem 
4. April 1951 beschlossene und unmittelbar aufeinander folgende 1m 
BundesgesetZblatt kundgemaohte Gesetze geregelt wordon sind. . 

, § 2, 4b~.2 Rohstofflenkungsgeset~ bietet somit keine Grundlage 
fUr die in den angefochtenen Lnordnungen nO%'Dlierte Genehmigungs .. 
pflicht für Vlarenbewegtingen übel" die G;renzeO' 11 . 

Der Herr Bundesminister tür Handel und Wiederaufbau bestreitet in 

einer Aussendung zum ErkE;lnntnis des Verf'assungsger1chtshofes auch keinos­
wegs, daß er sieh der bewußten Verlotzung 'de·r Verfassung durchaus bewußt 

war. Er hatte zwar, so wie alle öffentlichen Funkt1on~re, die l!:inhaltung 
d1eser Verfassung mit dan Worten beschworen: 

,- . 

"Ich gelobe unverbrÜChliche TreUe der Republik. stete und volle 
Beobachtung der Verfassungsgesetze und aller anderen Gesetze ••• ", 

aber der 'Herr Bundesminister behauptet, durch die verweigsrte Verlängorung 

dos ... ußenhandelsverkehrsgesetzes soi ein Staatsnetstand entstanden und er. 
der Bundesminister DDDr. Il11g

1
801 berochtigt gewesen, diesen staatsnot .. 

stand mittels V'erfassUngsbruch zu beheben .. 
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D10 goterttaten J.bgeordneten wcleand1eee Rel'fallg mit ni)ch sChärfe ... 

~o. ~l'Diest zurU.Gk.e.ls don z\lgee0'benen, bewußten t'O:'I'lassungsbruch. Donn 
1Il1' den glelchenWorteA wurde in d~r aust1"ofascbj.&tl$ehen Vergangenh~1t 
der Bürg~rk:r1o, 1n O'sterre1ch enttossel t, ni:1. t d$1* 8leichen Begründung 

wurde d1~ Beich,1.eAung von Wohnhäu~ern, das Einspel'ren 'und ~uthängen ö ster­

reich1sohe,r $taa1Jsbürger und der Raub dor persönlichen und politischen 
, ' 

hoiho1tsrechto begründet, wie or in vsterreich schon vor der :national-

sozialistischen Regierung bestanden hatto. 

Die unterze1c~tenAbgeordneten sehen es' als1hre ~flioht als gewählte 
Volksvel"tretöl' 8on, die 13~desregiel'UDg a.uf' dieGefwen 6.utmerksa.m au mo.chen, 
41e der ruhigen demokr~~isohen Entwickl~ tn6sterreich aus dem Vorhalten 
und aus der GestnnUng drbhen. die der Herr Bundesminister DDDr.lllig bekundet 
hat, Nach dem unzweideutigen Wortlaut unserer Verfassung steht nicht oinmal 

dem Bundespräsidenten. dem~. Volk gewählten Staatsoberhaupt das llecht zu, 
einen Staats~tstand au proklamtere4 und die BestimmUngen der Verfassung zu 
verlotzett. Noch viel weniger gibt die BundesverfassUng einem Mitglied der 

Bundesregierung ein solches Recht. 
In etnGrparlamafttar1sche~Demokratie muß ein Regie~smitglied die Zu­

et1mmung4er Mehrheit des Parlamentes für eine von ihm gewünschte gesetzliche 
Katnahme ftftden. Findet es diese nicht, so muß das Mitglied entweder auf die 
«8plan.te )!8oßnahlne verziohton oder JIl'WJ als Minister zU:l'Ücktreton. Auf keinen 
Fall berechtigt diese Tatsache zur Verletzung der Verfassung und zum Bruch 
des aut diese Verfassung beschworenen Eides. 

~ie Wochenschrift "Der Österre1chische Volkswirt", die z~ Sozialist~ 
schen Partei tn einem be~ten 30urnalistischen Gegensatz steht"hat als so­
genanntes bürgerliches BlAtt, das Verhalten dee Ministers DDDr.I1l1g mit fol-

I 

.. Der Österreichische Volksw1rt bat damals in Ur,' d.J ,darge­
legt, daß schon einem s~d1oaue ~uriS d~s ersten Semesters 

, die Verfa~sung8Widr1gkeit der erwähnten Verordnungen klar wor­
den müßte, und ~r hat die Erklärung für ein derartiges Vor .. 
gehen tn der noCh aus dem nationalsozialistischen Regime her-
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~D4en Me~tal1tät erblickt. Nun ba,t .. Verttl.sBUngsgariohts .. 
hotd_He.ndolsminis tor,der die A~ •• l~diglioh mit Hilfe 
"C$ "'01 Sekretären ausgearbeitet hel1_ .ll, bestätigt, daß 

,Gt .~assungswidr1gvQrgegangan ist, 
Xa~ 8011 te . Meinen, daß 1n einern demoJatertiao1'len Rechtsstaat ein 
~eter, d~ von der zuständigen ReQht.~t~ eine so echwer­
"teerende Varlet~ung der Verfase.ung M,cbgeWieasn worden ist, 1"0.­
sohestens abge18st und durch einen Nachfolger erset=t werden 
Iili18te, von dem man annehmen kann, dll8 fi1" dio Verfa.ssung besser 
re.paktieren wird,als DDD2.".Xllig diee geta.n hat .... " 

Dte getert1gtea Abgeordneten richten daher an die Bundesregierung die 
tla.ch.tehea4e 

·A n fra c e J 

Welc~eS~tte gedenkt dio Bundesregierung zu unternehmen, um die aster­
reichlIche !oebt$or~ vor we~teren Verfa.ssungsverletzungoa seitens 'des Herrn 
"bd*tel'll :DJmr.:t1116 zu bewahren? 
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